
Qualitiitssicherung 
bei psychiatrischen Gutachten 
Regierullgsrat er/lisst lIelle Vorschriften 
lob. Im Verlauf einer Strafuntersuchung, im 

Hinblick auf Gerichtsverhandlungen oder wäh· 
rend des Strafvollzugs werden unzählige psychia. 
trische Gutachten über SlrafUHer erstellt. Die 
Qualität dieser Arbeiten ist unterschiedlich : Wäh· 
rend einige Spezialisten konstant gute G utachten 
abliefern , vermögen andere Arbeiten den AnsprU
chen nicht zu genOgen - ein Problem, das in 
Juslizkreis.en schon seit langerem diskutiert wird . 

Der Regierungsrat hat nun in eincr Verordnung 
Vorschriften erlassen, um die Qualität der Gut
achten zu heben. Die Anforderungen an die Aus
und Weiterbildung der Experten werden erhöht : 
Den Slrafverfolgungsbehörden wird vorgeschrie
ben, dass n~u nur noch d~n Ärzt~n b~stimmt~r 
kantonaler und r~gionaler psychiatrischer Ein
richtungen sowie den ausserordentlichen Bezirks
arztadjunkten rur Psychiatrie Aufträge rur psych
iatrische G utachten erteilt werden dürfen . Als 
ausserordentlicher Bezirksarztadjunkt wird nur 
zugelass~n , wer neben der PraJl.isbewiliigung und 
dem Facharzttitel (FMH) rur Psychiatrie über Er
fahrungen in der gutachterlichen Tätigkeit verfu gt. 
Ausserdem wird die persönliche Eignung rur die 
Aufgabe geprüft. Eine Wahl setzt obendrein vor
aus, dass der Bewerber unter Aufsicht zehn Gut
achten erstellt hat, die den fachlichen Erfordernis
sen genügen. Die heute im Amt stehenden Ad
junkte dOrfen ihre Tätigkeit vorerst rur ein Jahr 
fortsetzen. Danach sind auch sie den neuen Vor
schriften unterworfen. 

Die neue Verordnung stUtzt sich auf § 110 der 
Strafprozessordnung, der sich an die Unter
suchungsbehörden richtet. Die neuen Vorschrif
ten gelten deshalb nur rur die Strdfuntersuchung 
und den Strafvollzug. Die Gerichte sind weiterhin 
frei in der Wahl der Gutachter. Mit einer Revision 
der Strafprozess- und der Zivilprozessordnung 
soll längerfristig aber die Grundlage geschaffen 
werden, um auch die Gutachter an Gerichten auf 
die strengeren Qualitätskriterien zu verpnichten. 
Bereits heule lädt der Regierungsrat das Ober
gericht ein, den Vorschriften der neuen Verord
nung bei der Wahl der Gutachter freiwillig zu ge
nUgen und die Bezirksgerichte mittels Weisung 
dazu zu verpnichten. 


